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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Haushaltssatzung  

des Landkreises Aurich für das Haushaltsjahr 2020 
 
Aufgrund des § 112 in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 9 des Niedersächsischen Kommunalverfas-

sungsgesetzes (NKomVG) hat der Kreistag in seiner Sitzung am 06. Mai 2020 folgende Haushaltssat-

zung 2020 beschlossen: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt 

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 425.376.500 Euro 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 421.330.100 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 3.000.000 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 419.895.600 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 404.331.200 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 19.409.500 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 46.793.000 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 34.471.100 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 15.521.000 Euro 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

 der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 473.776.200 Euro 

 der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 466.645.200 Euro 

 
§ 1a 

 
Der Wirtschaftsplan der Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung wird für das 
Haushaltsjahr 2020 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von  3.455.700 Euro 

  Aufwendungen von  3.455.700 Euro 

im Vermögensplan mit Einnahmen von  2.200.000 Euro 

  Ausgaben von  2.200.000 Euro 

festgesetzt. 
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§ 1b 
 

Der Wirtschaftsplan der Pflege- und Betreuungszentren -Vermögensverwaltung- des Landkreises 
Aurich wird für das Haushaltsjahr 2020 
 

im Erfolgsplan mit Erträgen von  1.283.000 Euro 
  Aufwendungen von  1.288.000 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von  5.029.000 Euro 
  Ausgaben von  5.029.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 1c 
 

Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Rettungsdienst des Landkreises Aurich wird für das Haus-
haltsjahr 2020 
 

im Erfolgsplan mit Erträgen von  13.194.000 Euro 
  Aufwendungen von  13.194.000 Euro 
im Vermögensplan mit Einnahmen von  1.716.000 Euro 
  Ausgaben von  1.716.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 1d 
 

Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden wird für das Haus-
haltsjahr 2020 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von  15.822.000 Euro 

  Aufwendungen von  15.969.000 Euro 

im Vermögensplan mit Einnahmen von  390.000 Euro 

  Ausgaben von  390.000 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 1e 
 

Die Wirtschaftspläne des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich werden für das 
Haushaltsjahr 2020 im 
 

Teilbereich Abfallwirtschaft 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von  25.484.700 Euro 

  Aufwendungen von  25.484.100 Euro 

im Vermögensplan mit Einnahmen von  2.824.400 Euro 

  Ausgaben von  2.824.400 Euro 
 

Teilbereich Fäkalschlammentsorgung 
 

im Erfolgsplan mit Erträgen von  346.200 Euro 

  Aufwendungen von  342.300 Euro 

im Vermögensplan mit Einnahmen von  225.600 Euro 

  Ausgaben von  225.600 Euro 

 

festgesetzt. 
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§ 1f 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Breitbandnetz Landkreis Aurich wird für das Haushaltsjahr 
2020 
 
im Erfolgsplan mit Erträgen von  0 Euro 

  Aufwendungen von  678.000 Euro 

im Vermögensplan mit Einnahmen von  5.000.000 Euro 

  Ausgaben von  5.000.000 Euro 

festgesetzt. 
 

Kredite 
 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 27.233.500 Euro festgesetzt. 
 

§ 2a 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan der 
Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung auf 250.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 2b 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan der 
Pflege- und Betreuungszentren -Vermögensverwaltung- des Landkreises Aurich auf 4.229.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 2c 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan des 
Eigenbetriebes Rettungsdienst des Landkreises Aurich auf 1.400.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 2d 

Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden werden Kreditauf-
nahmen für Investitionen nicht veranschlagt. 
 

§ 2e 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan des 
Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich im Teilbereich Abfallwirtschaft auf 
750.000 Euro und im Teilbereich Fäkalschlammentsorgung auf 188.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 2f 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen wird im Vermögensplan des 
Eigenbetriebes Breitbandnetz Landkreis Aurich auf 1.100.000 Euro festgesetzt. 
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Verpflichtungsermächtigungen 
 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 21.417.700 Euro festgesetzt.  
 

§ 3 a 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan des Eigenbetriebes Breit-
bandnetz Landkreis Aurich wird auf 59.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 b 

In den Vermögensplänen der Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwaltung, der Pflege- 
und Betreuungszentren -Vermögensverwaltung- des Landkreises Aurich, des Eigenbetriebes Ret-
tungsdienst des Landkreises Aurich, des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden und 
des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich werden Verpflichtungsermächtigungen 
nicht veranschlagt. 
 

Liquiditätskredite 
 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 65.000.000 Euro. festgesetzt. 
 

§ 4a Konzernfinanzierung Liquiditätskredite 

Der Landkreis Aurich darf ausschließlich zur Vorfinanzierung der investiven Bestandteile des Projek-
tes Zentralklinikum im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite bis zu 5.000.000 Euro an die Trägerge-
sellschaft bereitstellen. 
 

§ 4b 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse der Ubbo-Emmius-Klinik Aurich-Norden Vermögensverwal-
tung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 500.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4c 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse der Pflege- und Betreuungszentren - Vermögensverwaltung - 
des Landkreises Aurich in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 800.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4d 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Rettungsdienst des Landkreises Aurich in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 4e 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 Euro festgesetzt. 
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§ 4f 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich 
Teilbereich Abfallwirtschaft in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 4.250.000 Euro festge-
setzt. Für die Sonderkasse des Teilbereiches Fäkalschlammentsorgung werden Liquiditätskredite 
nicht beansprucht. 
 

§ 4g 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Breitbandnetz Landkreis Aurich in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 8.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Der Hebesatz der Kreisumlage (§ 15 NFAG) für das Haushaltsjahr 2020 wird auf 53,5 v.H. der Steuer-
kraftzahlen gem. § 11 NFAG sowie 90 v.H. der Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen Gemein-
den festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gelten im Sinne des § 117 NKomVG 
als unerheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 50.000 Euro nicht übersteigen. 
 

§ 7 
 

Die Deckungs- und Übertragungsgrundsätze werden gemäß den Regelungen in der Übersicht über 
die gebildeten Budgets nach § 1 Abs. 2 Nr. 12 i. V. m. § 4 Abs. 3 der Kommunalhaushalts- und -
kassenverordnung (KomHKVO) festgesetzt. 
 

§ 8 
 

Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 der Kommunalhaushalts- und 
-kassenverordnung (KomHKVO) liegen vor, wenn die Investitionssumme 1 % der Erträge des Ergeb-
nishaushaltes übersteigt. 
 
Aurich, den 6. Mai 2020 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Meinen 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Die nach § 119 Abs. 4, § 120 Abs. 2, § 122 Abs. 2 und § 130 Abs. 3 Niedersächsisches Kommunalver-
fassungsgesetz (NKomVG) sowie § 15 Abs. 6 des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzaus-
gleich (NFAG) erforderliche Genehmigung ist am 20.07.2020 durch das Niedersächsische Ministerium 
für Inneres und Sport unter dem Aktenzeichen 32.17-10302-452(2020) erteilt worden. 
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Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 27.07.2020 bis zum 04.08.2020 zur 
Einsichtnahme im Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.019, öffentlich aus. 
 
Der Beteiligungsbericht liegt nach § 151 S. 3 NKomVG zur Einsichtnahme im Kreishaus Aurich, Fisch-
teichweg 7-13, Zimmer 2.019, öffentlich aus. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Haushaltsplan und der Beteiligungsbericht auf der Internetseite 
www.landkreis-aurich.de einzusehen ist. 
 
Aurich, den 24. Juli 2020 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Meinen 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung eines Antrages nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 

Enercon GmbH (Az.: 1815/2016 WP Dietrichsfeld) 
 
Die Enercon GmbH, Dreekamp 5, 26605 Aurich, beabsichtigt auf den Grundstücken in der Gemarkung 
Tannenhausen, Flur 15, Flurstücke 10/2, 49 und 43/2 die Errichtung und den Betrieb von 3 Wind-
energieanlagen des Typs Enercon E-126/EP3 TES mit einer Nabenhöhe von 135,31 m, einer Gesamt-
höhe von 198,70 m und einer Kapazität von jeweils 4.000 kW. Der Antragsteller beabsichtigt, die 
Anlagen voraussichtlich im Jahr 2021 in Betrieb zu nehmen. 
 
Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen -4. BImSchV-) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV. Zuständig 
für die Erteilung der Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  
 
Der Landkreis Aurich hat gemäß § 5 Absatz 1 i.V.m. § 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) und Ziffer 1.6.3 der Anlage 1 zum UVPG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt durch Artikel 117 der Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328) geändert, festgestellt, dass die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Für das Vorhaben wurde ein Umweltverträglichkeitsprüfungsbericht (UVP-
Bericht) vorgelegt. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der 9. BImSchV öffentlich be-
kannt gemacht.  
 
Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung mitsamt seiner beigefügten Unterlagen, die Angaben über 
die Auswirkungen der Anlagen auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten einschließlich 
dem UVP-Bericht, werden für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme ausgelegt. Darüber hinaus 
werden auch die der Genehmigungsbehörde im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegenden ent-
scheidungserheblichen behördlichen Stellungnahmen, die Angaben über die Auswirkungen der Anla-
gen auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit oder Empfehlungen zur Begrenzung dieser Auswir-
kungen enthalten, ausgelegt. Die Auslegungsfrist beginnt mit dem 03.08.2020 und endet am 
02.09.2020. Die Unterlagen können bei den folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten ein-
gesehen werden: 
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- Landkreis Aurich,  
Kirchdorfer Straße 7-9,  
Zimmer-Nr. 201,  
26603 Aurich,  

 
während der Dienststunden:  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr  
Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Vorherige Terminabsprache: 04941/16-6041, 16-6042 oder 16-6043 

 
- Stadt Aurich,  

Fachdienst Planung – Erdgeschoss, Zimmer 23 
Bgm.-Hippen-Platz 1  
26603 Aurich, 

 
während der Dienststunden:  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 8:00 Uhr bis 15:30 Uhr sowie 
Donnerstag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Freitag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
Vorherige Terminabsprache: 04941/12-2121 
 
Samtgemeinde Holtriem,  
Zimmer 17  
Auricher Straße 9,  
26556 Westerholt,  
 
während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Dienstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
Vorherige Terminabsprache: 04975 - 9193 - 17 

 
Aufgrund der derzeitigen Entwicklung um die Corona-Pandemie und dem damit eingeschränkten 
Zugang zum Kreishaus des Landkreises Aurich und dem Rathaus der Stadt Aurich ist die Einsichtnah-
me in die Antragsunterlagen bis auf weiteres nur nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung 
möglich. Bitte wenden Sie sich dazu innerhalb der genannten Dienststunden telefonisch an die vor-
genannten Telefonnummern. Die am Tage der Einsichtnahme geltenden Hygiene- und Schutzmaß-
nahmen sind entsprechend umzusetzen und zu beachten. Nähere Informationen zu den Hygiene- 
und Schutzmaßnahmen sind der Internet-Seite des Landkreises Aurich unter www.landkreis-
aurich.de (Bekanntmachungen > Bekanntmachungen > Windenergie) zu entnehmen. 
 
Die zur Einsichtnahme ausliegenden Unterlagen können für die Dauer der Auslegung auch digital im 
UVP-Portal Niedersachsen unter https://uvp.niedersachsen.de/ oder über die Internet-Seite des 
Landkreises Aurich unter www.landkreis-aurich.de (Bekanntmachungen> Bekanntmachungen > 
Windenergie) eingesehen werden. 
 
Der Behörde liegen als Bestandteil der Antragsunterlagen u. a. folgende entscheidungserhebliche 
Berichte und Empfehlungen vor: 
 

- Kurzbeschreibung nach § 4 Abs. 3 i.V.m. § 4e der 9. BImSchV - Dr. Born – Dr. Ermel GmbH 
vom 02.12.2019 

- Schallimmissionsprognose, Bericht Nr. 3576-18-L5 - IEL GmbH vom 15.06.2018 

http://www.landkreis-aurich.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
https://uvp.niedersachsen.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
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- IEL-Stellungnahme 3576-18-L5+S3_01_01 – IEL GmbH vom 08.01.2019 
- Schallimmissionsprognose, Bericht Nr. 3576-20-L6 - IEL GmbH vom 28.02.2020 
- Schattenwurfprognose, Bericht Nr. 3576-18-S3 - IEL GmbH vom 19.06.2018 
- Beurteilung der optisch bedrängenden Wirkung „Windpark Dietrichsfeld“ - Dr. Born – Dr. Er-

mel GmbH vom 05.11.2018 
- Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung – Enercon GmbH vom 21.07.2020 
- Gutachten zur Bewertung der Funktionalität von Eiserkennungssystemen zur Verhinderung 

von Eisabwurf an Enercon Windenergieanlagen - TÜV-Nord Bericht Nr. 8111 881 239 Rev.5 
vom 19.09.2018 

- Brandschutzkonzept für die Errichtung einer Windenergieanlage des Typs Enercon E-126 EP3 
mit 135 m Nabenhöhe - Brandschutzbüro Monika Tegtmeier vom 02.10.2018 

- Typenprüfung E-126 EP3-MST-135-FB-C-01 – Enercon GmbH 
- Artenschutzrechtliche Prüfung (saP) - Dr. Born - Dr. Ermel GmbH vom 26.09.2019 
- Bodenmanagementkonzept - Dr. Born - Dr. Ermel GmbH vom 25.09.2019 
- Umweltverträglichkeitsprüfungsbericht mit integriertem landschaftspflegerischem Begleit-

plan (LBP)- Dr. Born - Dr. Ermel GmbH vom 02.12.2019  
- Gutachten zur Standorteignung von WEA am Standort Dietrichsfeld, Nr. F2E-2019-TGR-043, 

Rev. 3 - Fluid & Energy Engineering GmbH & Co. KG vom 26.02.2019 
- Geotechnischer Bericht als Gründungsempfehlung, Projekt 16.189 Windpark Dietrichsfeld - 

Baugrund Ammerland GmbH vom Januar 2019 
- Erläuterungsbericht zur hydraulischen Berechnung von Wasserhaltungsmaßnahmen, Projekt 

16.189 Windpark Dietrichsfeld, - Baugrund Ammerland GmbH vom Januar 2019 
- Signaturtechnisches Gutachten zum Windpark Dietrichsfeld im Einflussbereich der militäri-

schen Radaranlage Brockzetel, Gutachten Nr. TAECS42-080/15 - Airbus Defence and Space 
GmbH vom 21.01.2016 

- Ergänzende radartechnische Untersuchung der Realisierungsmöglichkeiten für die Planungs-
änderung im WP Dietrichsfeld im Nahbereich der Radaranlage Brockzetel - Ergänzung zum 
Gutachten TAECS42-080/15 vom 21.01.2016 - Airbus Defence and Space GmbH vom 
30.03.2016 

- Ergänzung zum Gutachten TAECS42-080/15 vom 21.01.2016 – Änderung des geplanten WEA-
Typs - Airbus Defence and Space GmbH vom 22.06.2018 

- Anträge auf wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG für die Entnahme von Grundwasser 
vom 13.01.2020 

- Wasserrechtlicher Antrag auf Verrohrung von Gewässern, temporäre Grundwasserentnahme 
und - einleitung sowie Grundwasserherstellung - Dr. Born - Dr. Ermel GmbH vom 02.07.2019 

- Stellungnahme Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr vom 13.12.2016 und 25.07.2017 

- Stellungnahme Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Luftfahrtbe-
hörde vom 21.10.2016 und 28.07.2017 

- Stellungnahme Ostfriesische Landschaft vom 15.09.2016 
- Stellungnahme Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde vom 14.09.2016 
- Stellungnahme Abt. f. Zivil- u. Feuerschutz vom 13.09.2016 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 03.08.2020 bis zum 02.10.2020 schriftlich 
beim Landkreis Aurich, der Samtgemeinde Holtriem oder der Stadt Aurich erhoben werden. Einwen-
dungen werden der Antragstellerin und den Behörden, deren Aufgabenbereich durch die Einwen-
dungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durch-
führung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind 
für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.  
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Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 27.10.2020 um 09:00 Uhr 
im Sitzungssaal 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich mit den 
Einwendern und der Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die 
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit diese für die Prüfung 
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Er soll denjeni-
gen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die 
formgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben der Antragstellerin oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Nähere Informationen zu den am Erörte-
rungstermin geltenden Hygiene- und Schutzmaßnahmen sind der Internet-Seite des Landkreises Au-
rich unter www.landkreis-aurich.de (Bekanntmachungen > Bekanntmachungen > Windenergie) zu 
entnehmen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Erörterungstermin aufgrund einer Ermessensentscheidung nach 
§ 10 Abs. 6 BImSchG durchgeführt wird. Sofern die erhobenen Einwendungen nach Einschätzung der 
Genehmigungsbehörde keiner Erörterung bedürfen, wird gesondert öffentlich bekannt gemacht, 
dass der Erörterungstermin nicht stattfindet.  
 
Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden die Antragstellerin und dieje-
nigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, über Ort und Zeit des neuen Erörterungster-
mins benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  
 
Aurich, den 24.07.2020 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Bekanntmachung der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes  

„Siedlungsentwicklung Schirum“ der Stadt Aurich 
 
Der Landkreis Aurich hat die vom Rat der Stadt Aurich am 07.11.2019 in öffentlicher Sitzung be-
schlossene 56. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Verfügung vom 16.07.2020, Az. IV/60.1-
2020/200/Tdb, gem. § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ohne Auflagen genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der 56. Flächennutzungsplanänderung ist im nachfolgenden Kartenausschnitt, 
der Bestandteil der Bekanntmachung ist, schwarz umrandet dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.landkreis-aurich.de/
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Die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes wird gem. § 6 Abs. 5 BauGB mit dieser Bekanntma-
chung im Amtsblatt des Landkreises Aurich und der Stadt Emden am 24.07.2020 rechtswirksam. 
 
Aufgrund der aktuellen Situation hinsichtlich der Corona-Pandemie ist das Rathaus bis auf Weiteres 
wieder zugänglich. Die Flächennutzungsplanänderung mit der Begründung und der zusammenfas-
senden Erklärung können zu den Geschäftszeiten (Mo. - Mi. von 8.00 - 15.30 Uhr, Do. von  
8.00 - 18.00 Uhr und Fr. von 8.00 - 12.30 Uhr) im Rathaus der Stadt Aurich im Foyer, 1. OG eingese-
hen werden. Die Stadt bittet um Terminabsprache unter folgender Rufnummer: 04941 – 12 2121. 
 
Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich:  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichne-
tenVerfahrens- und Formvorschriften  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung der Flächennutzungspläne schriftlich ge-
genüber der Stadt Aurich unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes 
geltend gemacht worden sind.  

 
Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Aushangkasten des Rathauses, sowie im Internet unter 
https://www.aurich.de/bauen-wohnen/bauleitplanung/bauleitplaene-wirksamrechtskraeftig-
2020.html  wird hingewiesen.  
 
Des Weiteren werden gemäß § 6a Abs. 2 BauGB die in Kraft getretenen Flächennutzungsplanände-
rungen mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung dauerhaft ins Internet einge-
stellt. Gem. § 6a Absatz 2 BauGB sind die Planunterlagen auch im Internet unter 
https://uvp.niedersachsen.de/kartendienste abrufbar. 
 
Aurich, den 22.07.2020 
 
Stadt Aurich 
 
Der Bürgermeister   
Feddermann  

https://www.aurich.de/bauen-wohnen/bauleitplanung/bauleitplaene-wirksamrechtskraeftig-2020.html
https://www.aurich.de/bauen-wohnen/bauleitplanung/bauleitplaene-wirksamrechtskraeftig-2020.html
https://uvp.niedersachsen.de/kartendienste
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Bekanntmachung des  
Inkrafttreten des 1. Teilumlegungsplans für das Umlegungsgebiet Aurich Osterstraße 

 
Aufgrund des § 71 des Baugesetzbuches (BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 - BGBL. I S. 3634) wird bekanntgemacht, dass der 1. Teilumlegungsplan, bestehend aus 
dem 1. Teilumlegungsverzeichnis und der 1. Teilumlegungskarte, für das Umlegungsgebiet Aurich -
Osterstraße- Gemarkung Aurich, Flur 13, Bebauungsplan Nr. 298 mit Ausnahme des Fahrrechts auf 
Seite 34, der Bodenwerte (Endwerte) auf Seite 66, der Eintragung "Neu 1" auf Seite 67 und den An-
gaben zu den Grundstücken des neuen Bestandes auf Seite 69 des 1. Teilumlegungsverzeichnisses 
durch Beschluss des Umlegungsausschusses vom 16.07.2020 in Kraft gesetzt wurde und insoweit seit 
diesem Tage unanfechtbar ist. 
 
Nach § 72 Baugesetzbuch wird mit dieser Bekanntmachung der bisherige Rechtszustand durch den 
im 1. Teilumlegungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt 
die Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der zugeteilten Grundstücke ein. 
 
Die festgesetzten Geldleistungen werden mit dieser Bekanntmachung fällig. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Inkraftsetzung und gegen die Bekanntmachung des Zeitpunktes der Unanfechtbarkeit des 
1. Teilumlegungsplanes kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-
den. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Umlegungsausschuss der Stadt 
Aurich (Geschäftsstelle: Landesamt für Geoinformationen und Landesvermessung Niedersach- 
sen - Regionaldirektion Aurich -, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich) zu erheben. 
 
Aurich, den 16.07.2020 
 
Stadt Aurich 
 
-Umlegungsausschuss- 
Bartels 
Vorsitzender 
 
Die vorstehende Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Aurich wird hiermit veröf-
fentlicht. 
 
Aurich, den 22.07.2020 
 
Stadt Aurich 
 
Feddermann 
Bürgermeister 
 

 
Bekanntmachung des  

Bebauungsplanes Nr. 02.10, Änderung Nr. 3 
des Flecken Hage 

 
Der Rat des Flecken Hage hat am 15.06.2020 in öffentlicher Sitzung die 3. Änderung des Bebauungs-
plan Nr. 02.10 "Birkenstraße/Kastanienweg" gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachfolgenden Übersichtsplan 
ersichtlich. 
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Der Bebauungsplan tritt gem. § 10 Abs. 3 S. 4 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung mit den enthaltenen örtlichen 
Bauvorschriften nach § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB beim Flecken Hage, 26524 Hage, Hauptstraße 81, wäh-
rend der Dienststunden eingesehen werden. Jedermann ist zur Einsicht berechtigt und kann auf Ver-
langen Auskunft erhalten. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 u. 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsan-
sprüche im Falle der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen zu beantragen sind, und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 - 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB werden gem. 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 u. 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber dem Flecken Hage unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Hage, 21.07.2020 
 
Flecken Hage 
 
Der Gemeindedirektor 
Trännapp 
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Unwirksamkeit des § 7 der Tourismusbeitragssatzung der Inselgemeinde Juist 
 
Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 26. Mai 2020, Aktenzeichen 9 KN 
128/18, im Normenkontrollverfahren betreffend die Satzung über die Erhebung eines Tourismusbei-
trags für die Inselgemeinde Juist vom 13. Dezember 2017 i.d.F. des 1. Nachtrags vom 1. August 2018 
wie folgt entschieden:  
 
„§ 7 der Satzung über die Erhebung eines Tourismusbeitrags für die Inselgemeinde Juist vom 13. De-
zember 2017 i.d.F. des 1. Nachtrags vom 1. August 2018 wird für unwirksam erklärt.“ 
 
Juist, den 24.07.2020 
 
Inselgemeinde Juist 
 
Dr. Goerges 
Bürgermeister  
 

 
Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage zum 31.12.2018 

 
Der Samtgemeinderat hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) am 15.02.2020 den Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2018 
beschlossen und dem Samtgemeindebürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 Abs.1 
S. 3 der Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung (KomHKVO) in Verbindung mit dem RdErl. d. MI 
vom 24.04.2017 (Nds.MBl. S. 566) Muster 14: 
 
Bilanz 
01.01.18..31.12.18 
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Der Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Gesamtabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2018 und der Bericht über die Prüfung des Ge-
samtabschlusses liegen in der Zeit vom 10.08.2020 bis einschließlich 18.08.2020 während der Öff-
nungszeiten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr. 7, aus. 
 
Hage, den 21. Juli 2020 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Johannes Trännapp 
 

 
Jahresabschluss der Samtgemeinde Hage zum 31.12.2018 

 
Der Samtgemeinderat hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) am 15.07.2020 den Jahresabschluss der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2018 
beschlossen und dem Samtgemeindebürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 Abs.1 
S. 3 der Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung (KomHKVO) in Verbindung mit dem RdErl. d. MI 
vom 24.04.2017 (Nds.MBl. S. 566) Muster 14: 
 
 
 
Bilanz zum 31.12.2018 
Aktiva 2017 2018 Passiva 2017 2018 

      

1. Immaterielles Vermö-
 gen  

479.887,42 € 468.132,56 € 1. Nettoposition -23.995.903,55 € -23.674.527,16 € 

   1.1 Basis-Reinvermögen -7.716.914,52 € -7.716.914,52 € 

2. Sachvermögen 26.322.449,31 € 26.861.221,19 € 1.2 Rücklagen -1.829.844,63 € -2.042.266,26 € 

   1.3 Jahresergebnis -212.421,63 € -80.938,58 € 

3. Finanzvermögen 10.627.451,53 € 10.341.312,58 € 1.4 Sonderposten -14.236.722,77 € -13.834.407,80 € 

      

4. Liquide Mittel 1.267.040,53 € 1.738.889,25 € 2. Schulden -8.559.027,80 € -9.052.739,95 € 

   2.1 Geldschulden 
  davon 

-8.354.584,50 € -8.796.007,97 € 
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5. Aktive Rechnungsab-
 grenzung 

35.246,59 € 38.295,61 € 2.1.1 Liquiditätskredite 0,00 € 0,00 € 

   2.1.2 Geldschulden (ohne Liqui-
 ditätskredite) 

 -8.354.584,50 € -8.796.007,97 € 

   2.2. Verbindlichkeiten aus 
 kredit-ähnlichen  
 Rechtsgeschäften 

0,00 € 0,00 € 

   2.3 Verbindlichkeiten aus 
 Lieferungen und Leistungen 

-155.850,17 € -174.929,05 

   2.4 Transferverbindlichkeiten -5.523,79 € -31.462,87 € 

   2.5 Sonstige Verbindlichkeiten -43.069,34 € -50.340,06 € 

      

   3. Rückstellungen -6.177.144,03 € -6.720.584,08 € 

      

   4. Passive Rechnungsabgren-
 zung 

0,00 € 0,00 € 

      

      

Bilanzsumme 38.732.075,38 € 39.447.851,19 € Bilanzsumme -38.732.075,38 € -39.447.851,19 € 

 
Der Jahresabschluss der Samtgemeinde Hage wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2018 und der Bericht über die Prüfung des Jahres-
abschlusses liegen in der Zeit vom 10.08.2020 bis einschließlich 18.08.2020 während der Öffnungs-
zeiten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr.7, aus. 
 
Hage, den 21. Juli 2020 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Johannes Trännapp 
 
 

 
C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

in der Flurbereinigung Strackholt XI. Anordnung 
 

In der Flurbereinigung Strackholt, Landkreis Aurich, wird aufgrund des § 8 Abs. 1 Flurbereinigungsge-
setz (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Ge-
setzes vom 19.12.2008 (BGBl. I, S. 2794), das durch Beschluss vom 27.01.1997, I. Anordnung vom 
18.12.2000, II. Anordnung vom 23.06.2004, III. Anordnung vom 02.08.2005, IV. Anordnung vom 
29.04.2008, V. Anordnung vom 14.07.2008, VI. Anordnung vom 21.05.2010, VII. Anordnung vom 
12.10.2011, VIII. Anordnung vom 14.02.2014, IX. Anordnung vom 27.01.2017 und X. Anordnung vom 
24.07.2019, festgesetzte Flurbereinigungsgebiet geändert. 
 
Folgende Flurstücke werden zum Flurbereinigungsverfahren Strackholt zugezogen: 

Gemeindebezirk Großefehn   
Gemarkung Strackholt Flur 13 Flurstück 118/1 
Gemarkung Bagband 
Gemarkung Spetzerfehn 
Gemarkung Ostgroßefehn 
 
Gemarkung Aurich-Oldendorf 

Flur 14 
Flur 3 
Flur 1 
 
Flur 3 

Flurstücke 28 und 29 
Flurstück 32/8 
Flurstücke 39/23, 39/24, 46/5, 46/6, 47/1 und 
54/4 
Flurstücke 49/2 und 50/2 



- 557 - 

Gemeindebezirk Wiesmoor 
Gemarkung Zwischenbergen 

 
Flur 3 

 
Flurstück 69 

 
Gemeindebezirk Jemgum 
Gemarkung Ditzum 

 
 
Flur 5 

 
 
Flurstücke 39/1 und 39/7 

 
Gemeindebezirk Westoverledingen 
Gemarkung Völlen 

 
Flur 14 

 
Flurstücke 259 und 260 

 
Gemeindebezirk Holtgast 
Gemarkung Damsum 

 
Flur 1 

 
Flurstücke 114/1 
 

 

Folgendes Flurstück wird aus dem Flurbereinigungsverfahren Strackholt ausgeschlossen: 

Gemeindebezirk Uplengen   
Gemarkung Selverde Flur 4 Flurstück 35/1 

 
 
Durch diese Anordnung vergrößert sich die Verfahrensfläche um 28,3203 ha auf 2389,3576 ha. Die 
hinzuzuziehenden bzw. auszuschließenden Flurstücke sind in der zu dieser Anordnung gehörenden 
Gebietskarte gekennzeichnet. 
 
Begründung: 
Gemäß § 8 Abs. 1 FlurbG kann die Flurbereinigungsbehörde geringfügige Änderungen des Flurberei-
nigungsgebietes anordnen, wenn sie dies für erforderlich erachtet und das Interesse der Beteiligten 
für gegeben hält. Geringfügigkeit liegt immer dann vor, wenn sowohl von der Flächenrelation als 
auch vom Sinn und Zweck her keine wesentliche Änderung gegeben ist. Die Größe der zuzuziehenden 
Flächen beträgt rd. 1,2 % der Verfahrensgröße; die Größe der auszuschließenden Flächen beträgt rd. 
0,02 % der Verfahrensgröße. Eine geringfügige Änderung ist insoweit also gegeben. 

Durch die Anordnung ist es möglich, die Ziele des Flurbereinigungsverfahrens Strackholt in größerem 
Umfang als bisher zu verwirklichen. Mit der Anordnung werden Besitzverflechtungen bereinigt. Wei-
terhin werden Planungen der Gemeinde für eine Erweiterung eines Gewerbegebietes durch Flächen-
tausch unterstützt. 

Die Gebietsänderung ist somit nicht erheblich, aber erforderlich und im objektiven Interesse der Be-
teiligten. Die Zuziehung sowie der Ausschluss von Flächen dienen letztlich der Optimierung der Ver-
fahrensabläufe. Insofern liegt keine wesentliche Änderung vor, die eine Vorgehensweise nach §§ 4 -
 6 FlurbG erfordert. 
 
Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte im Flurbereinigungsgebiet (§ 34 FlurbG) 

Für das Verfahren gelten von der Bekanntmachung an folgende Einschränkungen: 
1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung des Amtes für regionale Landes-

entwicklung (ArL) Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, nur 
Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören, 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Wälle, Einfriedigungen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zu-
stimmung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich errichtet, hergestellt, wesentlich verändert 
oder beseitigt werden, 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustim-
mung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich beseitigt werden, 

4. Holzeinschläge und Baumaßnahmen dürfen nur mit Zustimmung des ArL Weser-Ems, Geschäfts-
stelle Aurich ausgeführt werden, 
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Änderungen oder Herstellung von Anlagen ohne eine nachweisbare Genehmigung des ArL Weser-
Ems, Geschäftsstelle Aurich können im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben oder auf 
Kosten desjenigen, der eine solche Änderung oder Herstellung veranlasst hat, beseitigt werden. 

 
Diese Eigentumsbeschränkungen unterliegen nicht der Anfechtbarkeit, da es sich hier nicht um einen 
Verwaltungsakt, sondern lediglich um die Wiedergabe einer gesetzlichen Vorschrift handelt 
 
Anmeldung von Rechten (§ 14 FlurbG) 
Rechte und Pflichten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbe-
reinigungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten beim ArL Weser-Ems, Ge-
schäftsstelle Aurich anzumelden. 
Insbesondere kommen in Betracht: 
a) Rechte der Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich 

zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 
b) Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder persönliche Rechte, 

die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Nutzung beschränken 
(z.B. Pacht-, Miet- oder ähnliche Rechte), 

c) die Verpflichtung zum Unterhalt von Anlagen nach § 45 Abs. 1 S. 2 FlurbG, d.h. Anlagen, die dem 
öffentlichen Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- und Energieversorgung 
sowie der Abwasserverwertung oder -beseitigung dienen, 

d) Eigentumsrechte an den unter c) genannten Anlagen, 
e) Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, insbesondere Nutzungs-

rechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsgerechtigkeiten, außerdem Wege-, Was-
ser- und Fischereirechte, die vor dem 01.01.1900 begründet worden sind und deshalb der Eintra-
gung in das Grundbuch nicht bedurften, 

f) Rechte an den unter e) bezeichneten Rechten, 
g) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster 

übernommen worden sind. 
 
Werden Rechte nach Ablauf der Frist von 3 Monaten angemeldet, so kann das ArL Weser-Ems, Ge-
schäftsstelle Aurich die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 und 3 
FlurbG gelten lassen. 
 
Sind Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuches unrichtig ge-
worden, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt auf 
eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur 
Beschaffung fehlender Unterlagen umgehend nachzukommen. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
 
Hinweise:  
1. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht 

werden, wird darauf hingewiesen, dass diese Funde meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die 
Funde unverzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für die Archäologische 
Denkmalpflege zu melden. 
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2. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 
im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt. 

 
Aurich, 16.07.2020 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich - 
 
Im Auftrage 
Meiners 
 

 
Haushaltssatzung des Hafenzweckverbandes Neßmersiel für das Haushaltsjahr 2020 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat die Ver-
bandsversammlung des Hafenzweckverbandes Neßmersiel in seiner Sitzung am 08.07.2020 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 315.100,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 315.100,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 745.000,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 671.500,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 42.200,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 906.000,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 790.300,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.577.500,00 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.577.500,00 € 
 
 
 
 

http://www.flurb-we.niedersachsen.de/
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden in Höhe von 790.300,00 € 
veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden in Höhe von 2.135.000,00 € veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zum dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Eine Verbandsumlage wird nicht erhoben. 
 
Dornum, den 08.07.2020 
 
Hafenzweckverband Neßmersiel 
 
                        -de Vries-                                                                      - H o o k - 
              Verbandsvorsitzende                                                     Geschäftsführer 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Gem. § 18 Nds. Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) i. V. m. §§ 119 Abs. 4, 120 
Abs. 2 und § 122 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz erforderliche Genehmigun-
gen sind durch den Landkreis Aurich am 21. Juli 2020, Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 18 NKomZG i.V.m. § 114 Absatz 2 Satz 3 Niedersächsisches Kommu-
nalverfassungsgesetz vom 28.07.2020 bis zum 05.08.2020 zur Einsichtnahme beim Geschäftsführer 
des Hafenzweckverbandes Neßmersiel, Herrn Michael Hook, Schatthauser Straße 9, 26553 Dornum 
und bei der Gemeinde Baltrum, Rathaus, Erdgeschoss, Zimmer 2, öffentlich aus. Aufgrund der aktuel-
len Corona-Pandemie wird um vorherige Terminabsprache für eine Einsichtnahme in Dornum unter 
der Telefonnummer 04933/9189 0 und für eine Einsichtnahme auf Baltrum unter der Telefonnum-
mer 04939/80 0 gebeten. 
 
Dornum, 21 Juli 2020 
 
Hafenzweckverband Neßmersiel 
 
Hook 
Geschäftsführer 
 
 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-
weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


